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Xanax, Oxycodon, Benzodiazepine, Codein… In den vergangenen Wochen wurden immer wieder 
Fälle publik, in denen Jugendliche in Zusammenhang mit der missbräuchlichen Konsumation von 
Medikamenten auffällig geworden sind. Medikamente, die rezeptpflichtig sind und die ein grosses 
Abhängigkeitspotential mit sich bringen. Auch in unserem Kanton scheinen diese Vorfälle zuzu-
nehmen. Gründe für den steigenden Betäubungsmittelkonsum gibt es sicher eine Vielzahl. Verän-
derte Strukturen innerhalb unserer Gesellschaft, wachsender Druck auf die jungen Menschen und 
- als Kernfaktor in der angesprochenen Problematik - sicher auch die Bedeutung und Entwicklung 
der sozialen Medien, welche Einfluss auf die Lebenswelt der Kinder und Jugendlichen haben. Der 
Trend hin zum Missbrauch von Medikamenten ist bedenklich. Noch bedenklicher ist, dass der Kon-
sum zuzunehmen scheint. Umso wichtiger ist es, spezifische Aufklärungsarbeit zu leisten und 
durch Prävention und Beziehungsarbeit eine «neue Drogenwelle» zu verhindern.  

Es stellt sich die Frage, wie dieser Entwicklung auf den verschiedenen Ebenen begegnet werden 
soll. Einflussnahme ist sicher bei den Schulen möglich. Allerdings stossen diese aufgrund der 
Komplexität des Themas und der Vielzahl an sonstigen Aufgaben mit an die Grenzen ihrer Belast-
barkeit. Die bestehenden Tätigkeitsgebiete bleiben, neue komplexe Bereiche und Herausforderun-
gen kommen hinzu. Es ist sicher zu begrüssen, dass die Schulsozialarbeit an vielen Schulen gut 
dotiert ist und einen hervorragenden Job macht. Sie kann einen Teil der Präventionsarbeit über-
nehmen. Denn die Schulen müssen ganz sicher auch künftig einen aktiven Part innehaben. 

Um dieser relativ neuen Problematik zu begegnen, scheinen aber weitergehende Massnahmen 
und ein regelmässiger Austausch von verschiedenen (kantonalen) Fachstellen nötig zu sein. Das 
Problem kann letztlich nur gemeinsam gelöst werden, indem alle Institutionen, die mit den Kindern 
und Jugendlichen zu tun haben, zusammenarbeiten und verschiedene Lösungsansätze verfolgen.  
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Ich bitte den Regierungsrat deshalb darum, zu prüfen und zu berichten, ob und wie der Me-
dikamentenmissbrauch bei Jugendlichen reduziert werden kann. Dabei sollen auch die Res-
sourcierung der verschiedenen Fachstellen, welche Präventionsarbeit machen, und deren 
Rolle auch in Bezug auf die Sensibilisierung der Erziehungsberechtigten, überprüft werden.  
Insbesondere, ob es eine Erweiterung spezifischer Präventionsangebote auch von Seiten 
des Jugenddiensts (Polizei BL) benötigt, um die Schulen zu unterstützen. Weiter ist zu prü-
fen, inwieweit eine Zusammenarbeit mit der Jugendpolizei Basel-Stadt sinnvoll und möglich 
ist und ob es in anderen Kantonen bereits spezifische Aufklärungsangebote gibt, an denen 
man sich beteiligen könnte.  

 


